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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 21. Oktober 1955 54. Stück

2 0 2 . Verordnung: Änderung der Bezugszuschlagsverordnung 1953.
2 0 3 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Reisegebührenvorschrift 1955.
204. Verordnung: Gewährung von Zulagen zum Ruhegenuß der Berufsoffiziere, die im Genuß einer Truppen-

dienstzulage gestanden sind, und zum Versorgungsgenuß ihrer Angehörigen.
205. Verordnung: Heeres-Dienstzweigeverordnung.

2 0 2 . Verordnung der Bundesregierung vom
27. September 1955, womit die Bezugszu-

schlagsverordnung 1953 geändert wird.

Auf Grund des § 68 Abs. 4 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, wird im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des Na-
tionalrates verordnet:

Der § 3 der Bezugszuschlagsverordnung 1953,
BGBl. Nr. 77, hat zu lauten:

„§ 3. Der prozentuale Zuschlag zur Wach-
dienstzulage und zur Truppendienstzulage be-
trägt 370 v. H. der Wachdienstzulage beziehungs-
weise der Truppendienstzulage."

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

2 0 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
27. September 1955, womit die Reisegebüh-
renvorschrift 1955 geändert und ergänzt

wird.

Artikel 1.

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, wird ergänzt wie folgt:

1. Die §§69 bis 72 erhalten die Bezeichnung
74 bis 77.

2. Nach dem bisherigen § 68 der Reise-
gebührenvorschrift 1955 wird eingefügt:

„§ 69. B e r u f s o f f i z i e r e u n d B e a m t e
d e r H e e r e s v e r w a l t u n g .

Für die Berufsoffiziere und die Beamten der
Heeresverwaltung tritt an die Stelle des Dienst-
ortes (§ 2 Abs. 5) der Garnisonsort. Als im
Garnisonsort gelegen sind auch die außerhalb des
Gemeindegebietes der Garnison befindlichen An-
lagen anzusehen, die für Zwecke der Kommandos,
Truppen, Behörden und Anstalten der Garnison
bestimmt sind. Das Amt für Landesverteidigung
bestimmt im einzelnen, welche Anlagen zu einem
Garnisonsort gehören.

§ 70. Die Zuteilungsgebühr und die Trennungs-
gebühr ist um die in diesen Gebühren enthaltenen
Nächtigungsgebühren zu kürzen, wenn von Amts
wegen unentgeltlich eine Unterkunft angewiesen
wird.

§ 71. Der Anspruch auf Zuteilungsgebühr und
Trennungsgebühr entfällt für die Zeit, für die
ein Anspruch auf Übungs- oder Einsatzgebühr
besteht.

§ 72. (1) Verläßt ein Berufsoffizier oder ein
Beamter der Heeresverwaltung in einer ge-
schlossenen Formation den Garnisonsort für
länger als 24 Stunden, so erhält für je 24 Stunden
der Abwesenheit als Übungsgebühr

a) der ledige Offizier (Beamte) die um 25 v. H.
gekürzte Tagesgebühr nach Tarif II;

b) der verheiratete Offizier (Beamte) die
Tagesgebühr nach Tarif II,

in beiden Fällen abzüglich des jeweils geltenden
Verpflegssatzes.

(2) In den Fällen des Einsatzes nach § 2 des
Wehrgesetzes sind die Bestimmungen des Ab-
satzes 1 mit der. Maßgabe anzuwenden, daß die
Gebühren von der um ein Drittel erhöhten
Tagesgebühr nach Tarif II zu bemessen sind
(Einsatzgebühr).

(s) In den Fällen der Abs. 1 und 2 gebührt
kein Kilometergeld.

(4) Im Falle eines Garnisonswechsels haben nur
verheiratete Beamte sowie ledige Beamte mit
eigenem Haushalt Anspruch auf Übersiedlungs-
gebühren.

§ 73. (1) Den Berufsoffizieren werden folgende
Gebührenstufen zugewiesen:
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(2) Für Strecken, die mit der Eisenbahn zurück-
gelegt werden, sind die Bestimmungen des § 7
mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß
den Berufsoffizieren der Dienstpostengruppe I
die Vergütung nach der 1. Wagenklasse gebührt."

Artikel II.

(1) Die Beamten der Heeresverwaltung, die ge-
mäß § 49 des Wehrgesetzes als Ausbildner ver-
wendet werden, werden der Gebührenstufe 1 zu-
gewiesen.

(2) Auf die Vertragsbediensteten des Bundes-
heeres sind die Bestimmungen des I. Hauptstückes
der Reisegebührenvorschrift 1955 mit den Ab-
weichungen anzuwenden, die sich aus der sinnge-
mäßen Anwendung der §§ 69 bis 72 ergeben. Bei
den ledigen Vertragsbediensteten des Bundes-
heeres entfällt ferner der Anspruch auf Zu-
teilungsgebühr und auf Übersiedlungsgebühren;
die Reise in den neuen Dienstort gilt als Dienst-
reise.

Artikel III.

Für die Angehörigen des provisorischen Grenz-
schutzes sind die Bestimmungen des I. Haupt-
stückes der Reisegebührenvorschrift 1955 mit den
Abweichungen anzuwenden, die sich aus der sinn-
gemäßen Anwendung der Bestimmungen der
Art. I und II ergeben.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

2 0 4 . Verordnung der Fundesregierung vom
27. September 1955, über die Gewährung
von Zulagen zum Ruhegenuß der Berufs-
offiziere, die im Genuß einer Truppendienst-
zulage gestanden sind, und zum Versorgungs-

genuß ihrer Angehörigen.

Auf Grund des § 45 d Abs. 2 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung der 2. Gehaltsüberleitungsgesetznovelle
1955, BGBl. Nr. 182, wird verordnet:

§ 1. (1) Berufsoffiziere, die im Genusse der
Truppendienstzulage gestanden sind, erhalten bei
Versetzung in den Ruhestand eine Zulage zu
ihrem Ruhegenuß nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen :

1. Die Höhe der Zulage zum Ruhegenuß richtet
sich nach der im Genusse der Truppendienstzulage
zugebrachten Dienstzeit.

2. Das Ausmaß der Zulage beträgt für jedes
Jahr einer im Genusse der Truppendienstzulage
zugebrachten Dienstzeit bis zu zehn Jahren
monatlich 094 S und steigt für jedes Jahr, um
das die im Genusse der Truppendienstzulage zu-
gebrachte Dienstzeit den Zeitraum von zehn
Jahren übersteigt, um monatlich 070 S bis zum
Höchstbetrag von 23'40 S.

(2) Bei der Berechnung der gemäß Abs. 1 für
die Zulagenbemessung anrechenbaren Dienstzeit
werden Zeiträume, für die der Berufsoffizier die
Truppendienstzulage gemäß § 45 d Abs. 1 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes bezogen hat, zu-
sammengezählt. Die gesamte für die Zulagen-
bemessung anrechenbare Dienstzeit wird auf ganze
Jahre in der Weise abgerundet, daß Bruchteile von
Jahren vernachlässigt oder auf ein ganzes Jahr
ergänzt werden, je nachdem der Bruchteil bis zu
einem halben Jahr oder mehr als ein halbes Jahr
beträgt.

§ 2. Die Versorgungszulage der Witwe aus der
Truppendienstzulage beträgt 50 v. H. der Zulage
zum Ruhegenuß aus der Truppendienstzulage, die
dem verstorbenen Gatten im Zeitpunkt seines
Ablebens gebührt hat oder gebührt hätte, die
Versorgungszulage der Waisen beträgt 50 v. H.
der Versorgungszulage der Witwe.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

2 0 5 . Verordnung der Bundesregierung vom
11. Oktober 1955, zur Durchführung der
Bestimmungen des Gehaltsüberleitungsge-
setzes über die Dienstzweige, die Amtstitel
und die Erfordernisse zur Erlangung von
Dienstposten für Berufsoffiziere und zeitver-
pflichtete Soldaten (Heeres-Dienstzweigever-

ordnung).

Auf Grund des § 6 Abs. 2 und 3 und des
§ 9 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/
1947, in der Fassung des Bundesgesetzes vom
8. Juli 1953, BGBL Nr. 105, wird verordnet:

A b s c h n i t t I.

§ 1. Gegenstand dieser Verordnung ist die
Festsetzung der Dienstzweige für Berufsoffiziere
und zeitverpflichtete Soldaten (im folgenden
kurz „Heeresangehörige" genannt) und ihre Zu-
weisung zu den Verwendungsgruppen, die Fest-
setzung der Amtstitel für die Dienstposten dieser
Dienstzweige und die Festsetzung der besonderen
Erfordernisse, die, abgesehen von den allge-
meinen Erfordernissen für die Aufnahme in den
Bundesdienst, die Voraussetzung für die Erlan-
gung von Dienstposten und für die Definitiv-
stellung in den Dienstzweigen (besondere An-
stellungserfordernisse) bilden.
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A b s c h n i t t II.

Dienstzweige.

§ 2. Die Dienstzweige für Heeresangehörige
und ihre Zuweisung zu den Verwendungs-
gruppen werden durch die dieser Verordnung
als Anlage angefügte „Dienstzweigeordnung für
Heeresangehörige" (im folgenden kurz „Dienst-
zweigeordnung" genannt) bestimmt.

A b s c h n i t t III.

Amtstitel.

§ 3. Die Dienstzweigeordnung bestimmt ferner
die Amtstitel, die mit den Dienstposten der
Dienstzweige für Heeresangehörige verbunden
sind.

§ 4. Anläßlich der Versetzung in den Ruhe-
stand oder des Übertrittes in den Ruhestand
kann Heeresangehörigen der nächsthöhere Amts-
titel ihrer Verwendungsgruppe und Dienst-
postengruppe und, wenn ein solcher Amtstitel
nicht vorhanden ist, der Amtstitel der nächst-
höheren Dienstpostengruppe innerhalb derselben
Verwendungsgruppe verliehen werden. Die
Zuerkennung eines Dienstgrades der Reserve
wird hiedurch nicht berührt.

A b s c h n i t t IV.

Besondere Erfordernisse zur Anstellung und
Erlangung von Dienstposten höherer Verwen-

dungsgruppen.

§ 5. (1) Die in dem Abschnitt I der Dienst-
zweigeordnung für die einzelnen Verwendungs-
gruppen bestimmten Erfordernisse gelten, soweit
nicht in dem Abschnitt II der Dienstzweigeord-
nung für einzelne Dienstzweige etwas anderes
bestimmt ist, für alle Dienstzweige der betref-
fenden Verwendungsgruppen.

(2) Abschnitt II der Dienstzweigeordnung be-
stimmt die Erfordernisse, die für einzelne Dienst-
zweige oder im Hinblick auf die mit bestimmten
Dienstposten verbundenen besonderen Aufgaben
für solche Dienstposten neben den in dem Ab-
schnitt I der Dienstzweigeordnung festgesetzten
Erfordernissen oder an ihrer Stelle nachzuweisen
sind. Sie enthalten ferner für einzelne Dienst-
zweige oder Dienstposten geltende nähere Be-
stimmungen über die in dem Abschnitt I der
Dienstzweigeordnung vorgeschriebenen Erfor-
dernisse.

(3) Die Verleihung eines Dienstpostens eines
Dienstzweiges an einen Beamten eines anderen
Dienstzweiges ist hinsichtlich der Anstellungs-
erfordernisse während der Dauer des proviso-
rischen Dienstverhältnisses einer Anstellung, im
definitiven Dienstverhältnis einer Definitiv-
stellung im neuen Dienstzweig, gleichzuhalten.

§ 6. Inwieweit die Erlangung eines höheren
Dienstpostens eines Dienstzweiges vom Nachweis
der erfolgreichen Ablegung einer weiteren Prü-
fung oder sonstigen Erfordernissen abhängig ist,
bestimmt das zuständige Bundesministerium.

§ 7. Der Nachweis der Absolvierung einer
Schule oder der Ablegung einer Prüfung ist durch
staatsgültige Zeugnisse zu erbringen.

§ 8. Die Vorschriften für die Ausbildung der
Heeresangehörigen und für die Ablegung von
Dienstprüfungen erläßt das zuständige Bundes-
ministerium, und zwar, wenn nicht das Bundes-
kanzleramt das zuständige Bundesministerium
ist, im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt.

§ 9. Vom Mangel eines in der Dienstzweige-
ordnung festgesetzten Erfordernisses kann —
soweit diese Verordnung nichts anderes be-
stimmt — aus dienstlichen Gründen von der
Bundesregierung auf im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt vom zuständigen Bundes-
ministerium gestellten Antrag Nachsicht gewährt
werden, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber, der
allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden
ist.

A b s c h n i t t V.

Übergangsbestimmungen.

§ 10. Heeresangehörige, denen anläßlich ihrer
Ernennung für die Erbringung eines Nachweises
der Absolvierung einer mittleren Lehranstalt
oder einer vorgeschriebenen Prüfung ein Auf-
schub gewährt würde, können vor erfolgreicher
Ablegung der aufgeschobenen Prüfung nicht
auf einen Dienstposten einer höheren Dienst-
postengruppe oder Dienststufe ernannt werden.

§ 11. Bei Heeresangehörigen der Verwendungs-
gruppen H 1 und H 2, die gemäß § 49 Abs. 3
des Wehrgesetzes auf einen Dienstposten der neu-
gebildeten Personalstände übernommen wurden,
kann das zuständige Bundesministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt die in
der Dienstpostengruppe VI für das Erlangen
höherer Amtstitel vorgesehene Wartefrist ver-
kürzen.

§ 12. Bis zum 31. Dezember 1958 können
Heeresangehörige auch vor Absolvierung der
vorgeschriebenen dreijährigen Truppenoffiziers-
schule in die Verwendungsgruppe H 2 ernannt
werden. Solche Heeresangehörige führen von
ihrer Ernennung auf einen Dienstposten der
Verwendungsgruppe H 2 an bis zum Ablauf
einer dreijährigen Dienstzeit als Heeresangehö-
riger den Amtstitel „Fähnrich".

Raab Schärf Helmer Kapfer

Drimmel Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl
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Anlage

Dienstzweigeordnung für Heeresangehörige.
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